
Wir sehen darüber hinaus, daß alle Mängel des Mitbestim- 
mungsmodells der BRD auf Kosten der endlich erkämpften Mög­
lichkeit gewerkschaftlicher u. a. Interessenvertretung der Werk­
tätigen der DDR mit übernommen werden soll. Wir sehen, daß bei 
diesen Beschneidungen angesichts des enormen Konkurrenz- 
und Rationalisierungsdrucks der Mythos von der Arbeitskampf­
gerechtigkeit eine glatte Phrase wird. Von der SPD ist bereits 
schon in der vorigen Woche auf die Gefahr hingewiesen worden, 
vor der Rentner stehen. Eine Million von 2,9 Mio könnten es sein, 
wurde gesagt, die zu Sozialhilfefällen werden können.

Eine solche Befürchtung kann man nur durch Argumente ent­
kräften, die die Verhandlungsposition der Regierung in diesem 
Punkt widerspiegeln. Ja, ich komme zum Schluß.

(Beifall)

Ich denke, daß, so wenig in der Vergangenheit davon die Rede 
gewesen sein konnte, daß in der DDR ein sozialistischen Experi­
ment stattgefunden hat, so sehr wird aller Wahrscheinlichkeit 
nach dieses jetzt vorbereitete Experiment ein groß angelegtes 
Experiment des kalten Schluckens einer sturmreifen Mißwirt­
schaft,

(Schallende Heiterkeit bei CDU/DA)

wird aller Wahrscheinlichkeit nach die Diktatur des großen Gel­
des zeitigen.

Ich spreche hier als fraktionsloser Abgeordneter zu Ihnen, und 
tue das wohl wissend, daß eine große Anzahl der Abgeordne­

ten, insbesondere der Koalitionsparteien, ihrem Demokratiever­
ständnis entsprechend nur das gelten lassen oder das von für Ge­
wicht halten, was über die Koalitionsmehrheit durchgesetzt wird.

(Vereinzelt Beifall)

Und aus dieser Haltung wird die Einschätzung abgeleitet? die 
Zeit der Straße sei jetzt vorbei, und nur das Parlament sei Ort von 
Politik. Ich denke, der Zeitpunkt der Aufklärung dieses Irrtums 
wird nicht lange auf sich warten lassen. Danke schön.

(Beifall von PDS und Bündnis 90/Grüne 
Zuruf: Eine Anfrage.)

Stellvertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner:

Eine Anfrage. Herr Klein! Sind Sie bereit, die Anfrage entge­
genzunehmen?

Geisthardt (CDU/DA):

Eine Frage: Soll dieser letzte Satz heißen, daß Sie eine außer­
parlamentarische Opposition installieren wollen, die notfalls mit

einen schmeißt?

(Heiterkeit bei PDS und Bündnis 90/Grüne) 

Zwischenruf eines Abgeordneten:

Sie haben schnell gelernt vom Bundestag. Das ist doch wohl 
nicht möglich.

(Zuruf der stellvertretenden Präsidentin: Herr Klein darf ant­
worten.)

Dr. Klein (Vereinigte Linke):

Ich denke, daß sich bereits vorWochen am Runden Tisch gezeigt 
hat, daß die CDU der Meinung ist, daß selbst Demonstrationen von 
Teilen der Bevölkerung auf der Straße offenbar rechtswidrig oder 
vielleicht sogar verfassungswidrig sind. Ich meinte Demonstratio­
nen, und ich meinte nicht Gewalt. Das war wohl deutlich.

(Beifall bei PDS und Bündnis 90/Grüne) 

Stellvertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner:

Es gibt nun doch noch einen Redeantrag seitens der CDU- 
Fraktion. Der Abgeordnete Herr Dr. Kamm darf noch reden, weil 
die Stunde noch nicht ganz ausgelastet ist. - Ich bitte um Ent­

schuldigung, Herr Dr. Kamm. Hier gibt es noch eine Zwischen­
frage.

Böhme (SPD):

Frau Präsidentin, entschuldigen Sie, ich glaube, diese Anfrage 
aus der CDU-Fraktion

(Starke Unruhe im Saal - Zuruf: Die Frage!)

war gegenüber dem Abgeordneten -

(Starke Unruhe im Saal)

die Frage kommt gleich -

(Zwischenruf der stellvertretenden Präsidentin: 
Moment! Das Wort erteile ich, bitte, und ich bitte 

die Abgeordneten, das zu respektieren.)

war eine solche moralische Unterstellung, daß ich den Abgeord­
neten fragen möchte, ob er sich dafür nicht entschuldigen möch­
te.

(Beifall von PDS und Bündnis 90/Grüne) 

Stellvertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner:

Ich bitte den Abgeordneten von der CDU

Geisthardt (CDU):

Ich sehe dazu keinen sachlichen Grund. Genauso wenig wie 
ich einen sachlichen Grund für den Support sehe, den Sie gerade 
dem Abgeordneten, der diese Sache vorgebracht hat, gegeben 
haben. Danke schön.

Stellvertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner:

Ich bitte den Abgeordneten Dr. Kamm, das Wort als letzter zu 
unserer Aktuellen Stunde zu nehmen.

Dr. Kamm (CDU/DA):

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
werte Abgeordnete! Die heutige Debattte hat einiges ganz deut­
lich gemacht, und für mich ist ganz offensichtlich, daß mit Recht 
die Wähler am 18. 3. und am 6. 5. 90 die Allianz für Deutschland 
gewählt haben.

(Beifall bei CDU/DA und DSU)

Auch haben die Wähler in meinem Wahlkreis mich mit einem 
hervorragenden Stimmergebnis gewählt, und ich bin ihnen auch 
sehr dankbar dafür, weil ich gerade in dem Wahlkampf mit die­
sen Argumenten, die wir heute hier in dieses Hohe Haus ge­
bracht haben, mit Herrn Krause hier in dieses Hohe Haus mit 
Sachkompetenz und mit Argumentation, die wir alle gebrauchen 
können, gebracht haben im Wahlkampf angetreten bin, und mit 
diesen Argumenten haben wir Wähler überzeugt. Wähler haben 
ihr Votum für diese Art und Weise gegeben, uns gewählt. Des­
halb geben wir auch Vertrauen weiter in die Hände dieser Ver- 
handlungs- und Gesprächsrunde, die nun angetreten ist, dieses 
Vertragsdokument so auszuarbeiten, daß es in Bälde zu para­
phieren vorliegt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sagen Sie mir doch 
einmal einen anderen Verfahrensweg in einer Demokratie, wie 
Verträge ausgehandelt werden sollen! Wollen wir das auf der 
Straße machen? Oder wollen wir das erst einmal mit Fachleuten 
tun, mitverantwortlichen Leuten, die hier entsprechende Vorla­
gen erarbeiten, die dann schließlich auch mit Würde in dieses 
Hohe Haus getragen werden können und zu einem beiderseiti­
gen Einvernehmen im Sinne der Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion geführt werden können?

(Beifall bei der Fraktion CDU/DA)
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